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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

ZPO §§ 286 B, 355

Verwertet das Berufungsgericht zulässigerweise Aussagen 
von Zeugen aus einem Strafverfahren (nur) im Wege des 
Urkundenbeweises, so darf es die Richtigkeit der Aussa­
ge nicht aus Gründen anzweifeln, die sich nicht aus der 
Urkunde ergeben und für die sich auch sonst keine beleg­
baren Umstände finden lassen.

BGH, Urt. v. 9. Juli 1981 - m  ZR 189/79 - OLG Frankfurt
LG Darmstadt
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IM NAMEN DES VOLKES

i n  zr 189/79 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
9.Juli 1981 
Schorm,
Justizamtsinspektor
als Urknndsbeamter 
der Geschäftsstelle

1. der Hausfrau Amanda 
Untere HSBPstraße B, t

2. des Weinbauers Ernst 
Untere HflBstraßeS, *

Kläger und Revisionskläger,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 

und Dr.

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister für Verteidigung in Bonn, 
dieser vertreten durch die Wehrbereichsverwaltung V,

Istraße Si

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 9. Juli 1981 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die Richter 
Dr. Krohn, Dr. Tidow, Kroner und Dr. Scholz-Hoppe

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Kläger wird das Urteil 
des 12. Zivilsenats in Darmstadt des Oberlan­
desgerichts Frankfurt am Main vom 22. Novem­
ber 1979 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des Re- 
visionsrechtszuges, an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Kläger verlangen von der beklagten Bundesrepublik 
Schadensersatz wegen der Folgen eines Verkehrsunfalls.

Am 3. Juli 1974 befuhren fünf Soldaten mit einem 
grünen VW-Bus der Bundeswehr dienstlich die Bundesauto­
bahn 15 in Richtung Würzburg. Gegen 19.45 Uhr prallte 
der Kläger in der Gemarkung auf der Überhol­
spur mit dem von ihm gesteuerten ebenfalls grünen VW-Bus 
gegen die hintere linke Seite des Bundeswehrfahrzeugs, 
schleuderte um dieses herum und kam nach einem weiteren 
Anprall an der Mittelleitplanke vor dem anderen Fahrzeug 
zum Stehen.
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Der Kläger und die neben ihm sitzende Klägerin er­
litten infolge des Unfalls schwere Verletzungen. Die 
Mutter der Klägerin starb wenige Tage später an den Un­
fallfolgen.

Die Kläger haben behauptet, das Bundeswehrfahrzeug 
sei plötzlich vor ihnen aufgetaucht und habe sich quer- 
gestellt. Es müsse unmittelbar vor dem Unfall auf die 
linke Spur gewechselt sein. Ein Ausweichen sei nicht mög­
lich gewesen, weil sich neben dem Fahrzeug des Klägers 
in diesem Augenblick ein Lastkraftwagen befunden habe.

Die Kläger haben beantragt, die Beklagte zur Zah­
lung eines Schadensersatzes in Höhe von 11.660,91 DM 
(Klägerin) und 13.930 DM (Kläger) und angemessener Schmer­
zensgelder zu verurteilen sowie festzustellen, daß die 
Beklagte ihnen auch den künftigen aus dem Unfall erwach­
senden Schaden zu ersetzen habe.

Die beklagte Bundesrepublik hat beantragt, die Kla­
ge abzuweisen. Sie hat behauptet, der Fahrer ihres Fahr­
zeugs sei schon längere Zeit auf der linken Fahrspur ge­
fahren. Infolge eines Staus habe er plötzlich scharf 
bremsen müssen. Dabei habe sich das Fahrzeug nur leicht 
schräg gestellt. Die Kläger seien auf ihren bereits ste­
henden Bus aufgefahren.

Der Kläger wurde in einem Strafverfahren wegen des 
Verdachts der fahrlässigen Tötung freigesprochen. Da 
sich die Parteien mit einer Verwertung der Strafakten 
einverstanden erklärt haben, hat das Landgericht die Be­
weisaufnahme aus der Hauptverhandlung des Strafverfahrens 
im Wege des Urkundenbeweises verwertet. Das Landgericht
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hat die Ansprüche der Kläger dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt.

Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewiesen. Mit 
der Revision verfolgen die Kläger ihre Ansprüche in vol­
lem Umfang weiter.

Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht hat es nicht für erwiesen ange­
sehen, daß den Fahrer des Bundeswehrfahrzeuges ein Ver­
schulden an dem Unfall treffe, da weder feststehe, daß 
dieser unmittelbar vor dem Unfall auf die linke Fahrspur 
ausgeschert sei, noch daß er plötzlich und ohne Grund stark 
abgebremst habe.

Das Berufungsgericht ist zu diesem Ergebnis gelangt, 
weil es insbesondere die Aussagen der Zeugen D U M B  und 
Friedrich als nicht ausreichend für die Beweisführung der 
Kläger erachtet hat. Anders als das Schöffengericht und 
das Landgericht hat das Berufungsgericht ausgeführt, es 
vermöge nicht zu entscheiden, ob die Bekundungen der Zeu­
gen L f l H P  und FflHH B B ,  die sich in einem vorausfah­
renden PKW befanden, oder die der Zeugen I 4 H H *  M l H H ,  
G M  H B H B u n d  S f l H B  (sämtlich Soldaten der
Bundeswehr) zutreffend seien. Damit spreche für das allei­
nige Verschulden des Klägers der Beweis des ersten An­
scheins, den die Kläger nicht entkräftet hätten. Somit 
stünden den Klägern auch keine Ansprüche aus dem Straßen-
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Verkehrsgesetz zu, denn der Unfall sei für den Fahrer des 
Bundeswehrfahrzeugs auch als unabwendbar im Sinne des 
§ 7 Abs. 2 StVG anzusehen. Jedenfalls trete eine etwaige 
MitVerursachung bei der gemäß §§17 Abs. 1, 18 Abs. 3 
StVG gebotenen Abwägung völlig zurück.

Diese Ausführungen halten den Angriffen der Revision 
nicht stand.

II.

1. Mit Recht rügt die Revision, daß das Berufungsge­
richt bei der Würdigung des Beweisergebnisses gegen 
§ 286 ZPO verstoßen habe. Das Berufungsgericht hätte die 
Aussagen der keiner der Parteien nahestehenden Zeugen Lu- 
dolph und Friedrich nicht ohne weiteres anders würdigen 
dürfen als das Schöffengericht und das Landgericht.

a) Allerdings konnte das Berufungsgericht die Nieder­
schriften über die Aussagen dieser Zeugen im Strafprozeß 
im Wege des Urkundenbeweises würdigen, weil sich die Klä­
ger damit einverstanden erklärt hatten. Hierbei kann dahin­
stehen, ob und wieweit eine von der Würdigung durch das 
Strafgericht wie durch die Vorderrichter abweichende Wer­
tung überhaupt statthaft sein kann (vgl. Baumbach/Lauter- 
bach/Hartmann ZPO 39. Aufl. § 286 Anm. 4 B; OLG Köln MDR 
1972, 957). Nicht zulässig ist es jedenfalls, die Rich­
tigkeit einer urkundlich verwerteten Zeugenaussage aus 
Gründen anzuzweifeln, die sich nicht aus der Urkunde er­
geben und für die sich auch sonst keine belegbaren Um­
stände finden lassen. Eine Urkunde läßt keinen Beweis über 
Tatsachen außerhalb ihrer selbst zu, die sich mit ihrem
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unzweideutigen Inhalt nicht vertragen (vgl. Baumbach/Lau- 
terbach/Hartmann aaO). Anderenfalls geht das Gericht über 
den reinen Urkundenbeweis hinaus. Im Ergebnis hat das Be­
rufungsgericht die Aussagen der Zeugen wie nach einer per­
sönlichen Einvernahme bewertet, aufgrund derer Zweifel an 
dem Wahrheitsgehalt der Bekundungen entstanden sind.

Der Beweiswert einer Niederschrift über die frühere 
Vernehmung eines Zeugen ist jedoch in aller Regel von dem 
des Zeugenbeweises selbst durchaus verschieden und zwar 
vielfach geringer. Der persönliche Eindruck des Zeugen, 
die Anwesenheit der Parteien, das ihnen eingeräumte Fra­
gerecht sowie die Möglichkeit und Zulässigkeit der Gegen­
überstellung von Zeugen bieten eine erheblich höhere Ge­
währ für die Ermittlung der Wahrheit als dies bei der Wür­
digung einer lediglich in einer Niederschrift wiedergege­
benen Zeugenaussage der Fall ist. Hieran ändert sich auch 
nichts, wenn in einem früheren Prozeß die Vernehmung in 
Anwesenheit derselben Parteien über denselben Gegenstand 
stattgefunden hat (vgl. BGHZ 7, 116, 122 m.w.Nachw.).

b) Gegen diese Grundsätze hat das Berufungsgericht 
bei der urkundsbeweislichen Würdigung der Aussagen der 
Zeugen L f l H B  und F H U H i  verstoßen. So hat das Beru­
fungsgericht im Gegensatz zum Strafrichter, der einen 
persönlichen Eindruck von dem Zeugen LflHHH hatte, Zwei­
fel daran geäußert, ob dieser aufgrund der Witterungs­
und Lichtverhältnisse den vom Kläger gefahrenen VW-Bus 
überhaupt habe erkennen können. Der Zeuge habe - so hat 
es ausgeführt - zwar bei dem nachfolgenden Fahrzeug ei­
ne Frau auf dem Beifahrersitz und ein E H H B  Num­
mernschild erkannt (beides deutet auf den VW-Bus des 
Klägers hin); es sei aber durchaus denkbar, daß er hier
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nicht mehr zu unterscheiden vermocht habe, was er vor und 
was er nach dem Unfall erkannt habe. Aus den urkundlich 
festgehaltenen Bekundungen des Zeugen ergibt sich aber 
keineswegs, daß er Schwierigkeiten gehabt hat, das Fahr­
zeug der Kläger zu erkennen. Noch viel weniger ist ein 
ernstlicher Anhaltspunkt dafür gegeben, daß er seine Wahr­
nehmungen vor und nach dem Unfall verwechselt hat. Sol­
che allgemeinen Erwägungen lassen sich letztlich jeder 
Aussage entgegenhalten. Möglicherweise hätten entsprechen­
de Vorhalte bei der persönlichen Vernehmung des Zeugen die­
se Zweifel leicht ausräumen können. Das gleiche gilt für 
die Bekundung des Zeugen, er habe mehrmals in den Rück­
spiegel gesehen. Diese Äußerung hat das Berufungsgericht 

.durch die Erwägung entwertet, es sei nicht ersichtlich,in 
welchem Zeitpunkt vor dem Unfall I f l H M  zuletzt in den 
Rückspiegel gesehen habe. Nach der urkundlich verwerte­
ten Aussage ist es aber durchaus möglich, daß der Zeuge 
noch unmittelbar vor dem Unfall den rückwärtigen Verkehr 
beobachtet hat. Wenn das Berufungsgericht daher meint, 
die urkundliche Verwertung der Aussagen, insbesondere 
des Zeugen iflHRIf sei nicht geeignet, einen Beweis für 
das Verschulden des Bundeswehrfahrers zu erbringen, so 
hätte es die Zeugen vernehmen müssen. Eine solche Verneh­
mung wäre mit dem Vortrag der Kläger vereinbar gewesen. 
Diese haben in der Berufungserwidemng auf die Klage­
schrift Bezug genommen, in der sie auch die Vernehmung 
des Zeugen I J M V i  beantragt hatten.

2. Die Revision hat ferner zu Recht gerügt, das Beru­
fungsgericht hätte aufgrund der hier vorliegenden Umstän­
de gemäß § 139 Abs. 1 ZPO die Kläger darauf hinweisen müs­
sen, daß es die Aussagen der Zeugen I Ü H ^ D u n d  F f l H i  
möglicherweise entgegen der Würdigung durch das Schöffen-



8 -

gericht und der Vorinstanz als nicht zur Beweisführung 
ausreichend erachten werde (so auch allgemein: Rosenberg/ 
Schwab, Zivilprozeßrecht, 13. Aufl. S. 438), z.B. auch 
dazu, ob der Fahrer des Fahrzeugs der Beklagten gezwungen 
war, scharf zu bremsen, was das Schöffengericht und das 
Landgericht nach den dazu eindeutigen Aussagen der Zeugen 
L B B  und verneint haben, das Berufungsge­
richt aber als möglich angesehen hat.

Daß das Berufungsgericht die Richtigkeit dieser Be­
kundungen erstmals bezweifeln und diese Zweifel nicht durch 
eine eigene Vernehmung zu beheben versuchen würde (siehe 
oben 1. a), mußte sich für die Kläger als Überraschungsent- 
scheidung darstellen. Ein solches Ergebnis soll durch die 
Verpflichtung zum rechtlichen Hinweis nach § 139 ZPO aber 
grundsätzlich vermieden werden (vgl. Senatsurteil vom 13.
Juli 1967 - III ZR 94/66 = VersR 1967, 1095, 1096 m.w.Nachw.). 
In diesem Zusammenhang ist zugunsten der Kläger auch zu be­
rücksichtigen, daß sie in erster Instanz obgesiegt hatten 
und die Anforderungen an ihren Vortrag somit geringer wa­
ren als etwa die an den Vortrag ihres Prozeßgegners. Ge­
rade wenn das Berufungsgericht den bisherigen Vortrag und 
die sich darauf beziehenden Beweisangebote des Berufungs­
beklagten abweichend von der Vorinstanz beurteilt und des­
halb als unzureichend erachtet, darf diese Partei einen 
Hinweis nach § 139 ZPO erwarten (vgl. auch BGH Urteil vom 
13. März 1981 - I ZR 65/79, zur Veröffentlichung vorgese­
hen). Wie der Schriftsatz der Kläger vom 1. November 1979 
belegt, hätte der rechtzeitig gegebene Hinweis zu dem aus­
drücklichen Antrag auf Vernehmung der genannten Zeugen ge­
führt. Ob und gegebenenfalls welcher Art das Berufungsge­
richt in der mündlichen Verhandlung den Klägern einen 
rechtlichen Hinweis gegeben hat, läßt sich weder dem Sit­
zungsprotokoll noch dem Berufungsurteil entnehmen. Auch
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aus diesem Grunde mußte die Sache an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen werden.

3. Bei dieser Sachlage braucht der Senat auf die von der 
Revision geäußerte Auffassung, auch bei einer von der Vor­
instanz abweichenden Würdigung von Zeugenaussagen im Wege 
des Urkundenbeweises müßte die zu § 398 ZPO entwickelte 
Rechtsprechung herangezogen werden, nicht einzugehen.

Sollte das Berufungsgericht auch nach einer Beweis­
aufnahme keine Klarheit über den Unfallablauf erlangen, 
so wird es wegen der besonderen Umstände des Unfallher­
gangs (Aufprall auf ein schrägstehendes Kraftfahrzeug) 
zweifelhaft sein, ob die Grundsätze des Anscheinsbewei­
ses gegen die Kläger sprechen.

Nüßgens Krohn Tidow

Richter am BGH 
Kroner ist wegen 
Urlaubs an der 
Unterschrift ver­
hindert

Nüßgens Scholz-Hoppe
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